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CO2-Gesetz - Zukunftsweisend oder ungenügend?

Von Lorenz Jordi

Das CO2-Gesetz wurde erarbeitet, damit die Schweiz ihre Verpflichtungen durch das Pariser-Klimaab-

kommen wahrnehmen kann. Dieses verlangt von der Schweiz, dass sie ihren CO2-Austoss bis 2030 

auf 50% gegenüber 1990 senkt. Falls das CO2-Gesetz nicht angenommen wird, verfehlt die Schweiz 

dieses Ziel. 

Das Gesetz wurde im Parlament klar befürwortet und ist ein Kompromiss wie es für das Schweizer-

Politsystem typisch ist. Es wird von allen grossen Parteien befürwortet ausser der SVP. Gegen das 

CO2-Gesetz wurde jedoch das Referendum ergriffen. Deshalb werden wir am 13. Juni darüber befin-

den, ob die Schweiz in Sachen Klimapolitik einen weiteren Schritt nehmen wird, oder ob sie sich in der 

aktuellen Situation doch zu wohl fühlt. Der Planet geht kaputt, aber es fehlt noch an nichts.

Das Gesetzt beinhaltet sowohl Investitionen in die Energiewende, als auch Lenkungsabgaben wie 

Flugticketabgaben oder Treibstoffsteuern. Die zusätzlichen Einnahmen werden zur Hälfte der Bev-

ölkerung zurückgezahlt in Form von Ermässigungen auf die Krankenkassenprämien, die andere Hälfte 

fliesst in einen Klimafonds, der angerufen werden kann, z.B. um Ölheizungen zu ersetzen, Forschung 

zu grünen Treibstoffen zu betreiben oder den Aufbau von Ladestationen für Elektrofahrzeuge zu finan-

zieren. So kommt das Gesetzt zumindest teilweise der Forderung für Klimagerechtigkeit nach, denn es 

werden hauptsächlich Vielflieger:innen und sonstiges klimaschädliches Verhalten finanziell belastest.

Niemand ist mit dem CO2-Gesetz komplett glücklich, niemand ist jedoch dezidierter dagegen, als 

die Erdöl-Vereinigung, die das Referendum ergriffen hat. Dass die Erdöl-Vereinigung das Gesetz als 

grosse Gefahr wahrnimmt, ist aus grüner Perspektive ein gutes Zeichen, denn es beweist eine gewisse 

Wirksamkeit des Gesetzes. Die Erdöl-Vereinigung steht vor dem Untergang ihrer Branche und zwar 

aus folgendem Grund: Das Hauptziel des Gesetzes ist es, von den fossilen Brennstoffen wegzukom-

men. Effektiv ist das CO2-Gesetz nicht die letzte Anstrengung die es brauchen wird, um dem Paris-

er-Klimaabkommen nachzukommen, aber es ist ein Anfang in die richtige Richtung. Denn wenn wir 

diesem Gesetz am 13. Juni eine Abfuhr erteilen, wird es Jahre brauchen, bis eine neue Vorlage erar-

beitet sein.
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Komm vorbei!
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Wir freuen uns, wenn du mal ganz unverbindlich bei 
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mit einer Mail an info@jungealternative.ch. Bis bald!
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Verkehrspolitik wie 1960: Autobahnwahn in Bern Ost

Von Raphael Wyss

Eigentlich sollte mensch meinen, dass in Zeiten von 

Klimakrise und coronabedingter Homeoffice-Pflicht 

Strassenausbauprojekte beim Bund einen schweren 

Stand hätten. Doch weit gefehlt: Allein im Osten Berns 

will das Bundesamt für Strassen (Astra) in den näch-

sten Jahrzehnten mit ganzen vier grossen Vorhaben 

die Leistungsfähigkeit der Autobahnen A1 und A6 

massiv ausbauen. Es handelt sich dabei um die Pan-

nenstreifenumnutzung zwischen Bern und Muri (fak-

tisch ein Sechsspurausbau), die Neugestaltung des 

Anschlusses Wankdorf und den Achtspurausbau (!) 

zwischen dem Anschluss Wankdorf und der Verzwei-

gung Schönbühl. Ausserdem soll mittelfristig die A6 

zwischen Bern und Muri unterirdisch geführt und das 

bestehende Trassee zu einer „Stadtstrasse“ umgebaut 

werden. Begründet werden diese Massnahmen mit dem 

Auftrag der Engpassbeseitigung. Anders gesagt: Un-

ter dem Vorwand einer Beschleunigung des Strassen-

Transitverkehrs – an sich schon ein fragwürdiges Ziel 

– wird Autofahrer*innen der rote Teppich in die Stadt 

Bern ausgerollt. Den Preis für diese Verkehrspolitik aus 

dem letzten Jahrhundert bezahlen die Anwohner*innen 

und die Umwelt. 

Trotz dieser traurigen Tatsache 

wehrt sich der Gemeinderat 

nicht geschlossen gegen den 

geplanten Ausbau, der seiner 

eigenen Verkehrspolitik eigen-

tlich diametral zuwiderläuft. Ein 

Grund dafür kann in der Stadt-

sanierung im Ostring gesehen 

werden, die durch eine künftige 

Tunnelführung der A6 ermögli-

cht würde. Das Astra verknüpft 

diese geschickt mit den anderen 

Projekten (insbesondere dem 

in der Stadt besonders umstrit-

tenen Neubau des Anschlusses 

Wankdorf), obschon eine gegenseitige Abhängigkeit der 

Projekte von unabhängigen Sachverständigen bezweif-

elt wird. 

Wir bei der JA! sind der Ansicht, dass die vom Bund ver-

ordneten Ausbauprojekte nicht einfach so hingenom-

men werden dürfen – zumal diese nicht nur den 

städtischen Interessen, sondern auch den nationalen 

Klimazielen diametral entgegenlaufen! Beispiele wie 

die Sistierung des Westast-Projekts in Biel zeigen, 

dass überdimensionierten Strassenprojekten durch 

breit abgestützte Bürger*innenbewegungen erfolgreich 

entgegengetreten werden kann. Allerdings sitzt das As-

tra als Bundesbehörde mit politischer Rückendeckung 

und umfangreichen Ressourcen (noch) klar am längeren 

Hebel. Um eine schlagkräftige  Opposition aufbauen zu 

können, ist es deshalb zentral, sich zu organisieren und 

die Bevölkerung der betroffenen Gebiete über die Pro-

jekte und ihre Folgen zu informieren. Zusammen mit 

zahlreichen anderen Organisationen engagiert sich die 

JA! deshalb im Verein Spurwechsel, der die Pläne des 

Astras in der Region Bern bekämpft. Gemeinsam wollen 

wir der Autolobby zeigen, dass es in Bern kein Bedürfnis 

für Autobahnprojekte aus dem letzten Jahrhundert gibt! 

Polizei-Willkür? Nein danke! 
Am 13. Juni stimmt der stimmberechtigte Teil der Schweizer Bevölkerung über die sogenannten „polizeilichen 

Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus“ ab. Zur Abstimmung kommt es, weil diverse Jungparteien, darunt-

er die Jungen Grünen, das Referendum ergriffen hatten. 

Von Fabienne Engler

Zu bemängeln gibt es vieles am Gesetz - an aller erster 

Stelle den Terrorismus-Begriff selbst. Anstatt sich an 

der Definition zu orientieren, die im internationalen Recht 

Konsens macht, entschloss sich der*die Gesetzgeber*in 

für eine extrem weit gefasst Terrorismusdefinition. Als 

„terroristische Aktivität“ soll nämlich 

bereits die „Verbreitung von Furcht 

und Schrecken“ mit politischen Absi-

chten gelten. Weder wird eine Straftat 

vorausgesetzt noch die Anwend-

ung oder Androhung von Gewalt. 

Es besteht das Risiko, dass künftig 

legitimer systemkritischer Protest 

als „terroristisch“ eingestuft werden 

kann. 

Eine Person, der solch furchteinlösendes Handeln mit 

politischen Absichten zugetraut wird, nennt das neue 

Gesetz Gefährder*in. Der Gefährder-Begriff ist eine vom 

Predictive Policing übernommene Terminologie. Sie 

bezeichnet eine strafrechtlich unauffällige Person, die 

vom Fedpol als möglicherweise gefährlich eingestuft 

wird. Die Einstufung als gefährdende Person nimmt das 

Fedpol aufgrund von nachrichtendienstlichen Hinweis-

en vor. Hinweisen also, die sich durch die Öffentlichkeit 

nicht oder nur schwer überprüfen lassen.

Die Einstufung als Gefährder*in hat jedoch erhebli-

che Auswirkungen auf das Leben der Betroffenen und 

ihrer Familien. Nebst bereits bestehender (und ausre-

ichender) Möglichkeiten zur Bekämpfung von Terroris-

mus, wird mit dem Polizeimassnahmengesetz nämlich 

auch eine Meldepflicht, Kontakt- und Ausreiseverbot, 

ein Rayonverbot sowie die Eingrenzung auf die eigene 

Wohnung (der „Hausarrest“) möglich. Davon betroffen 

sind nicht Personen, die strafrechtlich verfolgt und/

oder verurteilt wurden, sondern solche, die künftig eine 

Straftat begehen könnten. Also wir alle - rein hypothe-

tisch. 

Es ist auch der vermeintlich präventive Charakter der 

polizeilichen Massnahmen, die dieses Gesetz so be-

sorgniserregend machen. Ein*e Gefährder*in muss den 

unmöglichen Beweis erbringen, dass von ihr*ihm keine 

potentielle Gefahr ausgeht. Diese Umkehrung der Be-

weislast ist umso gravierender, als dass mit Ausnahme 

des Hausarrests keine der genannten Präventivmass-

nahmen der richterlichen Überprüfung unterliegt. Es 

obliegt also alleinig dem Ermessen der Bundespolizei, 

ob und wann die Anwendung einer polizeilichen Mass-

nahme in einer konkreten Situation verhältnismässig 

ist.

Kurz zusammengefasst: Das Polizeigesetz gibt der 

Bundespolizei fast unbegrenzte Macht, ohne Straftat 

oder Anfangsverdacht gegen unschuldige Personen 

Zwangsmassnahmen zu ergreifen. Das ist einem Re-

chtsstaat unwürdige Willkür und gefährlich für die 

Grundrechte aller Bürger*innen. Deshalb: Nein stimmen 

zum Polizeimassnahmen-Gesetz am 13. Juni! 
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Solar-Initiative: Jetzt unterschreiben!

Von Saskia Regsamen

Vom schweizweiten Solarkraft-Potenzial wird heute nur ein schwacher 4%-Anteil genutzt – und somit tagtäglich die 

Chance verpasst, wirkungsvoll etwas zur Energiewende beizutragen. Dank der «Solarinitiative» der GRÜNEN soll sich 

das zumindest im Kanton Bern bald ändern. 

Alle neuen und bestehenden Gebäude im Kanton Bern müssen bis 2040 ihr Potenzial zur Produktion von Solarstrom 

oder -wärme ausnutzen. Das fordert die Solarinitiative. Sie will, dass auf geeigneten Dächern und Fassaden spätestens 

bis zum Ablauf der Frist oder aber mit der nächsten grossen Renovation eine Solaranlage angebracht wird. Damit die 

Initiative umsetzbar ist, gilt ein Kriterium der Zumutbarkeit – sehr abgelegene Bauten können zum Beispiel von der 

Solar-Pflicht ausgenommen werden –, ausserdem greift die Regel nur bei genug grossen Flächen. 

Für eine Solaroffensive, wie sie die Initiative vorantreiben soll, ist es höchste Zeit. Wir brauchen saubere und emis-

sionsfreie Alternativen zu fossilen Brennstoffen, um der Klimakrise entgegenzuwirken! Die Solarenergie wurde dabei 

bis anhin klar zu wenig gefördert. Aber nicht nur fürs Klima ist die Initiative der GRÜNEN ein Plus: Auch wohn- und 

wirtschaftspolitisch ist das Anliegen unterstützenswert. Die Solarinitiative kommt den Mieter*innen zu Gute, denn der 

Einbau einer Anlage führt nicht zu höheren Mieten – im Gegenteil. Der Strombezug aus einer heimischen Solaranlage 

kommt bei Mehrfamilienhäusern oft sogar günstiger. 

Unterschreibe jetzt gleich auf dem beigelegten Sammelbogen! Die Sammelfrist läuft bis im Herbst 2021.

Überwachung durch die Polizei – Grund zur Sorge?

Von Mahir Sancar

Der Gemeinderat antwortet auf die kleine Anfrage «ungeregelter Einsatz von Bodycams durch die Kapo» der Fraktion 

GB/JA!, dass der Kanton für die Ausrüstung der Polizei zuständig sei. Ausserdem könne der Einsatz von Bodycams 

zur Gewaltprävention und Beweissicherung durchaus angezeigt sein. Die gesetzliche Grundlage ergebe sich aus dem 

kantonalen Polizeigesetz, der Polizeiverordnung und der Strafprozessordnung. Die Ansicht des kantonalen Daten-

schützers, wonach die aktuelle Rechtsgrundlage der Polizei die Entscheidungsmacht über den Einsatz der Bodycams 

sowie Zugang und Speicherung des Videomaterials gebe, bewegte den Gemeinderat nicht zur Abkehr seiner Haltung: 

es müsse keine neue gesetzliche Norm geschaffen werden. Die bestehenden Normen zur Video- und Audioüberwa-

chung von Massenveranstaltungen könnten auf Bodycams angewendet werden. Risiken sieht der Gemeinderat beim 

Einsatz von Bodycams offenbar keine… Eine Interpellation von Hasim Sancar (Grüne) im Grossen Rat zum Stopp von 

fragwürdigen Bodycams ohne rechtliche Grundlage, blieb bisher unbeantwortet.

Auch bei der Beantwortung der kleine Anfrage der Fraktion GB/JA! «Rechtstaatlich nicht verankerter Einsatz von Droh-

nen durch die Kantonspolizei», vertrat der Gemeinderat die gleiche Haltung. Dass die Möglichkeit, mit einer Drohne aus 

der Luft Bilder zu machen, eine spezielle gesetzliche Regelung erfordert, sieht der Gemeinderat nicht. Videoaufnahmen 

durch die Polizei, egal ob mit Kamera, Bodycam oder Drohne, könne zu sicherheitspolizeilichen oder gerichtspolizeili-

chen Zwecken durchaus angezeigt sein. Ein Paradigmenwechsel beim Gemeinderat scheint nicht anzustehen.

Wichtige Schritte zu einer nachhaltigen Landwirtschaft

Von Nora Joos - Interview mit Louisa Wyss, 24-jährig. Die Agrarwissenschaft Studentin lernt aktuell die Permakultur 

und die Agroforstsysteme in Ecuador kennen und arbeitete auf mehreren Schweizern Biobauernhöfe.

Liebe Louisa, Die Abstimmungsfahnen Nein zur Trinkwasserinitiative vom 13. Juni ist bei den Bauernhäusern weitver-

breitet. Wieso wehren sich so viele Menschen, welche in der Landwirtschaft tätig sind, gegen die Initiative?  

Die Agrarlobby der Schweiz ist nicht nur riesig, sondern hat auch noch ein grosses Kapital zur Verfügung. Teil davon 

sind mächtige Konzerne, wie Syngento oder Fenaco. Diese verdienen am heutigen Pestizidverbrauch und wollen die 

beiden Initiativen verhindern, was es auch kosten mag. Diese finanziellen Mittel haben die Verteidigenden der Initia-

tiven nicht. Es erscheint deswegen der Eindruck einer Einstimmigkeit, dies ist aber nicht der Fall.  

Wieso stimmst du JA! zur Initiative?  

Klar, viele Landwirt*innen haben Angst vor der Initiative, denn Veränderungen sind nicht einfach. In diesem Fall ist 

keine Veränderung jedoch noch viel beängstigender. Der hohe Gebrauch der Pestizide in der Landwirtschaft führt zu 

einem Biodiversitätsverlust von Wasserlebewesen, Insekten und Vögel. Gleichzeitig wird durch die Verschmutzung 

unser Trinkwasser und somit unsere Gesundheit gefährdet. Pestizid Rückständen im Boden erschweren die Land-

wirtschaft immer mehr, da die Bodenfruchtbarkeit abnimmt. Wird dem kein Einhalt geboten, wird man diese Böden in 

Zukunft immer weniger für den landwirtschaftlichen Gebrauch nutzen können. Ein JA! zur Initiative ermöglich, dass in 

Zukunft eine Landwirtschaft, die Pestizide verwendet, nicht mehr vom Bund subventioniert wird.  Auch der Gebrauch 

von Antibiotika würde stark reduziert werden.  

 Das komplette Interview findet ihr auf www.jungealternative.ch

JA!-Podium: Mitreden im Quartier – aber wie?

Mittwoch, 2. Juni um 18.00 Uhr

Online: https://us02web.zoom.us/j/89927067648?pwd=UmtLd0RuVTA1YVd2SGtLa3k1WVlFQT09

Bern plant die Fusion mit Ostermundigen. Horizont: 2025. Mit dem Fusionsprozess soll auch die Partizipation der 

Quartiere überdenkt werden. Wo liegen die Vorteile und Schwierigkeiten der Quartierkommissionen? Bewähren

sich diese auch für eine wachsende Stadt?

Von hier aus wollen wir weiterdenken: Wie können die heutigen Möglichkeiten der politischen Beteiligung ausge-

weitet werden? Wie können sich Quartiere politisch selber verwalten und sich stärker einbringen? Wie kann die 

Mitwirkung der gesamten Bevölkerung eines Quartiers sichergestellt werden?

Wir diskutieren mit:

Jan Zychlinski - Professor für Soziale Arbeit BFH, Vizepräsident vbg

Sabine Schärrer - Architektin, ehem. Geschäftsführerin Quav4

Lars Kaiser - Urbanist, Mitglied der Urban Equipe

Moderation: Eva Krattiger
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#ShutDownORS und #StopIsolation
Von Amira Kenney

Es handelt sich um einen Misserfolg. Immer wieder 

wird die ORS Service AG von geflüchteten und nicht-ge-

flüchteten Aktivist*innen sowie solidarischen Organisa-

tionen auf die Gefahr einer Covid-Infektion hingewiesen, 

der sie die Menschen in den von ihr verwalteten Asyl-

camps aussetzt. Mit der Petition #ShutDownORS sollte 

erreicht werden, dass die ORS Service AG ihre Leistung-

saufträge entzogen bekommt. Die Petition ist jetzt vom 

Regierungsrat abgeschmettert worden.

Die Kritik wird in einem Antwortschreiben des Re-

gierungsrats in Gänze zurückgewiesen und der ORS 

Service AG ein Lob ausgesprochen: „Nach einer umfas-

senden Auseinandersetzung mit den von Ihnen vorge-

brachten Vorwürfen stützt und würdigt der Regierung-

srat die Arbeit der ORS.“ Zu den Kritikpunkten gehörte 

der Mangel an ausreichenden Isolationsmöglichkeiten 

für die Menschen in den Camps während der Corona-

Pandemie, die zögerliche und unzureichende Ausstat-

tung mit Schutzmaterialien wie Desinfektionsmitteln 

und Masken sowie das Fehlen – bzw. die nur auf Drän-

gen erfolgte Bereitstellung - separater Sanitäranlagen 

usw. Die Ansteckungsgefahr wurde nicht in ausreichen-

dem Masse anerkannt.

Ob bzw. wie eine Überprüfung der besagten Kritikpunk-

te der geflüchteten Menschen in den Rückkehrzentren 

erfolgt ist, geht aus der Antwort des Regierungsrates 

nicht hervor. Bezeichnend ist jedoch, dass den in den 

Camps Untergebrachten direkt Betroffenen offenbar 

nicht geglaubt wird. Die Antwort geht auf keinen der Kri-

tikpunkte ein, obwohl ein Rundschaubericht in den von 

der ORS betriebenen Bundesasylzentren mehrere Vor-

fälle von Gewalt gegen geflüchtete Menschen durch das 

Sicherheitspersonal aufgedeckt hatte. Nachdem die 

Behörden bereits seit Langem von der Kritik gewusst 

haben, reagierte das SEM jetzt endlich und setzte eine 

Untersuchungskommission ein. Die asylsuchenden 

Menschen in den Camps waren auch in dieser Angel-

egenheit monatelang nicht angehört worden.

#StopIsolation

Mit der Kampagne #StopIsolation ruft das Solinetz Bern 

zum Widerstand gegen die Rückkehrzentren auf, die im 

Kanton Bern neu entstanden sind. Dazu sind Geldmittel 

und Menschen erforderlich, die mit dem Migrationsdi-

enst einen Vertrag eingehen, dass sie ihren Wohnraum 

mit Betroffenen teilen.

Asylsuchende in der Nothilfe abgewiesen

Einzig und allein das Nothilfe-Regime bieten den in die 

Schweiz geflüchteten Menschen mit negativem Asylb-

escheid «Unterstützung». Die Nothilfe wird durch Artikel 

12 der Bundesverfassung geregelt. Diesem gemäss di-

ent die Nothilfe dazu, allen Menschen in Not ein men-

schenwürdiges Dasein zu ermöglichen. Bedauerlicher-

weise existiert momentan ein Missbrauch der Nothilfe 

als Anreizsystem, welches die Menschen aus diesem 

Land vertreiben soll. Inzwischen ist sie nur noch ein In-

strument zur Lebenserhaltung der Betroffenen mit dem 

Ziel eines möglichst elenden Daseins. Diese Tatsache 

wird von den Behörden noch nicht einmal bestritten. So 

heisst es zum Beispiel im Leistungsvertrag von 2011 

zwischen einer kantonalen Migrationsbehörde und 

einer der Zentren leitenden Organisation bezüglich der 

Ziele und Zwecke des Nothilfelagers: «Ein Nothilfelager 

bildet das letzte Auffangnetz für Ausreisepflichtige (…). 

Das festgelegte Setting soll dazu beitragen, dass Aus-

reisepflichtige sich rasch darum bemühen, selbststän-

dig die Schweiz zu verlassen». Beschäftigung, Mobilität 

und Privatsphäre sind Mangelware. Diese mensche-

nunwürdige «Hilfe» fordert einen entsetzlichen Tribut: 

Täglich kommt es zu physischen und auch psychischen 

Schäden. Darüber hinaus nimmt die Perspektivlosigkeit 

vielen die Hoffnung auf so etwas wie «Normalität». Weil 

aber eine Rückkehr in die ursprüngliche Heimat teils gar 

nicht möglich ist oder wegen noch schlimmerer Bedin-

gungen oder aus Angst vor Folter und Tod keine Option 

ist, ertragen erstaunlich viele Betroffene jahrelang diese 

Bedingungen.

Wer im Kanton Bern einen negativen Asylbescheid er-

hält, wird zeitnah in neu errichtete Rückkehrzentren 

umgesiedelt. Bereits heute leiden die abgewiesenen 

Asylsuchenden unter dem Schweizer Nothilfe-Regime 

und seiner Menschenunwürdigkeit. Die Lebensbedin-

gungen der Betroffenen verschlechtern sich durch die 

neuen Rückkehrzentren gewaltig, da Lebensqualität 

und Bewegungsfreiheit massiv eingeschränkt werden. 

Man verhindert gezielt die Teilhabe der Abgewiesenen 

an der Gesellschaft und isoliert sie weitgehend.

Die JA! ist fest davon überzeugt, dass der Aufen-

thaltsstatus nicht das Recht auf Teilhabe bestimmt, 

weshalb wir besagte Zustände weder akzeptieren kön-

nen noch wollen. Wer hier lebt, muss auch Teil der Ge-

sellschaft sein!

Rückkehrzentren als «Isolationszentren»

Zusätzlich zum derzeitigen Nothilfe-Regime verschlim-

mert sich die menschenunwürdige Situation im Kanton 

Bern momentan zu allem Überfluss auch noch. Einem 

Beschluss des Grossen Rats in der Wintersession 2019 

gemäss sollen die im Kanton Bern abgewiesenen Asyl-

suchenden jetzt in neuen Rückkehrzentren unterge-

bracht werden. 

Hunderte von Geflüchteten werden jetzt von ihrem 

derzeitigen Aufenthaltsort, wie etwa einer Wohnung 

oder einer Asylunterkunft, in die drei neu errichteten 

Rückkehrzentren in Biel, Aarwangen und Gampe-

len umgesiedelt. Diese knapp 550 Abgewiesenen, von 

denen rund 100 minderjährig sind, werden nun also aus 

ihren sozialen Netzwerken herausgerissen. Es ist quasi 

unmöglich, bei der durch die knapp bemessene Nothil-

fe und die restriktive Melde- und Anwesenheitspflicht 

stark begrenzten Mobilität die gesellschaftliche Ein-

bindung aufrechtzuerhalten. Die neuen Isolationszen-

tren sind sehr abgelegen und Geldmittel für öffentliche 

Verkehrsmittel nicht vorgesehen. 

Die Rückkehrzentren verschärfen das Notfall-Regime 

eindeutig noch weiter. Ihr einziges Ziel ist die Isolation 

der abgewiesenen Asylsuchenden. Außerdem sind die 

bevorstehenden Zustände in den von der gewinnorien-

tierten Firma ORS geführten Isolationszentren sehr re-

striktiv. Die Auszahlung der Fr. 8.-/Tag zum Überleben 

ist an die tägliche Unterschriftspflicht gebunden. Es ist 

den betroffenen Menschen nicht gestattet zu arbeiten. 

Die Lebensqualität und die Bewegungsfreiheit der Be-

troffenen unterliegen somit massiven Einschränkun-

gen. Es wird gezielt verhindert, dass sie an der Gesells-

chaft teilhaben. 

Solidarität durch private Unterbringung

Vorausgesetzt, dass die Betroffenen keine Nothilfe 

mehr beziehen, gestattet der Kanton als alternative 

Option zum Rückkehrzentrum, dass sie bei Dritten un-

tergebracht werden. Es ist also möglich, die Betroffenen 

vor dem Leben in den Isolationszentren zu bewahren, 

wenn nur eine ausreichende Anzahl an solidarischen 

Privatpersonen

•	 ein kostenloses/günstiges Zimmer bereitstellt,

•	 für die Ausrichtung der Nothilfe aufkommt 

•	 und einen entsprechenden Vertrag mit dem Migra-

tionsdienst eingeht.

Pro Person betragen die Nothilfekosten im Jahr 2’880 

Fr. Um ein Jahr lang allen rund 550 Betroffenen im Kan-

ton Bern die Unterbringung im Isolationszentrum zu 

ersparen, würde also ca. 1’580’000 Franken gebraucht. 

Mit einem Betrag von jährlich 158 CHF oder ca. 13 

Franken monatlich pro solidarischer Person, sollte dies 

umgesetzt werden können.

Die Kampagne #StopIsolation wird von der JA! unter-

stützt. Viele Geflüchtete könnten durch diese Lösung 

eine Chance auf eine dezentrale Unterbringung bekom-

men und psychische Schäden durch ein Dasein im Iso-

lationslager vermieden werden.


